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Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Die Kollegin Dr. Hein hat jetzt die Gelegenheit zu ei-

ner Kurzintervention.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh nein!)

Dr. Rosemarie Hein (DIE LINKE): 
Vielen Dank. – Es tut mir leid, ich mache das wirklich 

nicht oft. Aber wenn ich das am Sonntag mit Frau De 
Ridder ausmache, dann hilft das nicht viel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was machen Sie 
da zusammen?)

– Wir sitzen auf einem Podium, aber das geht Sie nichts 
an.

(Heiterkeit bei der SPD) 

Weil die Koalition so stolz auf das Meister-BAföG ist, 
würde ich Frau De Ridder gerne fragen, ob sie erklären 
kann, warum zum Beispiel ein Kind einer Meisterschüle-
rin mehr wert ist als das Kind einer Studierenden. 

(Dr. Thomas Feist [CDU/CSU]: Das sind 
doch zwei völlig unterschiedliche Systeme!)

Hier gibt es nämlich sehr unterschiedliche Bedarfssätze. 
Das ist nur ein sehr gravierendes Beispiel für die Unter-
schiede zwischen den Fördersystemen, und ich glaube, 
dass es mehr als einer Reform bedarf, um das zu verän-
dern.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Frau Kollegin De Ridder, wollen Sie darauf antwor-

ten?

(Dr. Philipp Lengsfeld [CDU/CSU]: Wir wol-
len wissen, was das für ein Podium ist! Ge-
heimpodien!)

Dr. Daniela De Ridder (SPD): 
Ich antworte gerne darauf. Bevor hier der Eindruck 

entsteht, wir würden Geheimveranstaltungen abhalten, 
kläre ich gerne das Plenum auf. Es geht um eine öffent-
liche Veranstaltung, bei der wir das sicher noch einmal 
vertiefen können. Ich lade gerne in meinen Wahlkreis 
ein. Dann haben alle Gelegenheit, daran teilzunehmen.

Wie aber Frau Hein zu dem Schluss kommt, es gebe 
ganz unterschiedliche Messlatten, wird sie erklären müs-
sen. Dafür ist der Ausschuss der richtige Ort. Wir müssen 
uns in der Tat damit befassen, wie wir mit dem Thema 
soziale Gerechtigkeit in der Bildungspolitik umgehen 
und welche Effekte die Politik, die wir erzeugen, erzielt. 
Deshalb bin ich eine Vertreterin von Evaluation. Wir ha-
ben dies auch schon bei anderen Themen diskutiert. 

Wir müssen uns in der Tat damit beschäftigen – die 
Kollegin Albsteiger hat es erwähnt  –, wie die Effekte 
beim BAföG sind und wie sie beim Meister-BAföG sein 
werden. Das muss man sich genau anschauen. Aber das 
braucht Zeit. Man braucht ein entsprechendes Zeitfens-
ter, um sich all das anzusehen, liebe Frau Kollegin. Ich 
denke, das müssen Sie uns schon zugestehen, damit das 

Wirkung entfaltet. Sonst haben wir überhaupt keinen 
Orientierungsrahmen. Dann werden wir sehen, an wel-
cher Stelle wir noch einmal nachlegen. 

Ich bin sicher: Wir beide werden das noch einmal 
ausfechten, diskutieren und auch gemeinsam zu guten 
Ergebnissen kommen. Ich bin da optimistisch. Denn das 
gehört – bevor auch das missverstanden wird – ebenfalls 
zur politischen Debatte dieses Hauses.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Mit dieser Antwort auf die Kurzintervention haben 

wir zugleich das Ende der Rednerliste erreicht. Deshalb 
schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache  18/10012 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Ich nehme an, Sie 
alle sind damit einverstanden. – Widerspruch erhebt sich 
nicht. Dann ist diese Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Beratung des Antrags der Bundesregierung 

Fortsetzung und Ergänzung des Einsatzes be-
waffneter deutscher Streitkräfte zur Verhü-
tung und Unterbindung terroristischer Hand-
lungen durch die Terrororganisation IS auf 
Grundlage von Artikel 51 der Charta der Ver-
einten Nationen in Verbindung mit Artikel 42 
Absatz 7 des Vertrages über die Europäische 
Union und den Resolutionen 2170 (2014), 2199 
(2015), 2249 (2015) des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen sowie des Beschlusses der 
Staats- und Regierungschefs vom NATO-Gip-
fel am 8./9. Juli 2016

Drucksache 18/9960 
Überweisungsvorschlag:	  
Auswärtiger Ausschuss (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Verteidigungsausschuss	 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe	  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung						       
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 der GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
diese Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Widerspruch 
erhebt sich nicht. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner Herrn Bundesminister Dr.  Frank-Walter Steinmeier 
das Wort. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr.  Frank-Walter Steinmeier, Bundesminister des 
Auswärtigen: 

Danke. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Die Bilder und Nachrichten aus Aleppo sind an 
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Grausamkeit nicht zu übertreffen: eine Trümmerwüste, 
wo früher das Leben blühte, traumatisierte Menschen, 
Kinder, die ihr Zuhause und ihre Familien verloren ha-
ben. Ich sage – so haben wir es auch gestern in einem 
wahrhaft nicht einfachen Gespräch Präsident Putin ge-
genüber deutlich gemacht –: Dieser Wahnsinn kann und 
darf nicht weitergehen. Er muss ein Ende haben, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unsere Priorität muss jetzt sein, die Frauen, Männer 
und Kinder in Aleppo jedenfalls mit dem Nötigsten zu 
versorgen. Die Menschen hungern, sie verdursten. Wir 
brauchen jetzt geschützte Zugangsmöglichkeiten, um 
diesen Menschen zu helfen. Daran arbeiten wir zurzeit 
intensiv mit den Vereinten Nationen, mit dem Internatio-
nalen Roten Kreuz und den Partnerorganisationen – auch 
heute schon wieder den ganzen Tag. Heute Abend werde 
ich noch Kontakt zum saudischen und zum katarischen 
Außenminister haben, um dafür zu sorgen, dass auch die 
Oppositionsgruppierungen Sicherheitsgarantien für die 
Hilfsorganisationen abgeben. 

Meine Damen und Herren, Moskaus Ankündigung ei-
ner kurzen Einstellung der Kampfhandlung kann nur ein 
Anfang sein. Acht Stunden – oder wie jetzt erneuert: elf 
Stunden –, das drei- oder viermal, ist ein Anfang. Aber 
das reicht bei Weitem nicht, um die belagerten Menschen 
in der Stadt mit Hilfsgütern zu versorgen. Aber das reicht 
erst recht nicht – darum sage ich es –, um eine Entflech-
tung der Opposition von den radikalen und terroristi-
schen Gruppierungen durchzusetzen. Es mag sein, dass 
terroristische Gruppierungen wie al‑Nusra Menschen in 
Ost-Aleppo als Schutzschild missbrauchen, um sich ge-
zielt in Hospitälern und Schulen zu verbergen. Aber auch 
1 000 oder möglicherweise 1 500 al‑Nusra-Kämpfer sind 
keine Rechtfertigung, um Aleppo in Schutt und Asche zu 
verwandeln. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb setzen wir uns mit aller Kraft für einen Waf-
fenstillstand ein. Es stimmt: Bisher war unsere Arbeit für 
eine politische Lösung in der Tat nicht von Erfolg ge-
krönt. Aber das darf kein Grund sein, aufzugeben. Ich 
bleibe dabei: Es wird in diesem Konflikt keine militäri-
sche Lösung geben. Die, die jetzt noch daran glauben, 
werden erleben: So wird es nicht eintreten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle wissen: 
Aleppo ist nur ein Ausschnitt eines wesentlich größeren 
Krisenbogens  – geprägt von aufbrechenden autoritären 
Strukturen, konfessionellen Gräben, sozialen Verwer-
fungen und staatlicher Fragilität. Von dieser Gemenge-
lage hat in den letzten Jahren vor allem die Terrormiliz 
IS profitiert. Der Kampf um Mosul führt uns dies gerade 
deutlich vor Augen. 

Aber die barbarische Herrschaft, die der IS errichtet 
hat, greift weit über die Region hinaus. Der IS bedroht 
auch unsere Sicherheit hier im Herzen Europas. Dafür 
stehen die Anschläge von Paris, Brüssel, Nizza, Rouen 
und anderswo. Deshalb ist es so wichtig, dass wir uns 

diesem Terror geschlossen und entschlossen entgegen-
stellen, natürlich nicht nur mit militärischen Mitteln, aber 
es geht auch nicht ohne sie. 

Mittlerweile haben sich 67 Länder und drei internati-
onale Organisationen in der internationalen Anti-IS-Ko-
alition zusammengeschlossen. Wir haben uns daran 
beteiligt mit Maßnahmen zur Luftaufklärung, mit Luftbe-
tankung sowie mit Begleitschutz für einen französischen 
Flugzeugträger. Das wollen wir fortsetzen, ergänzt durch 
Aufklärungselemente von AWACS, die wir gemeinsam 
mit anderen in die Anti-IS-Koalition einbringen werden. 
Zur Vermeidung von Missverständnissen: Das geschieht 
ausschließlich vom türkischen und vom internationalen 
Luftraum aus und ohne dass damit die NATO formelles 
Mitglied der Anti-IS-Koalition wird. Darauf haben wir 
bei dem Einsatz von AWACS in den Beratungen im Vor-
feld großen Wert gelegt. Ich denke, das entspricht auch 
der Interessenlage in diesem Haus.

Daneben wissen wir, dass die Auseinandersetzung am 
Boden von regionalen und lokalen Kräften zu leisten ist. 
Auch deshalb ist unsere Ausbildungs- und Ausrüstungs-
unterstützung für die Peschmerga im Irak von so zentraler 
Bedeutung. Wir haben damals – ich erinnere mich noch 
gut daran – hier im Hause über die Risiken einer solchen 
Unterstützung offen und fair diskutiert. Ich glaube den-
noch gerade heute: Die damalige Entscheidung war rich-
tig. Der damals scheinbar unaufhaltsame Vormarsch des 
IS im Nordirak konnte jedenfalls gestoppt werden.

Dennoch besteht kein Anlass zur Euphorie. Die Lage 
im Mittleren Osten, die Erosion staatlicher Ordnung, die 
ethnisch oder religiös motivierten Machtauseinanderset-
zungen dort, das alles wird uns noch sehr lange beschäf-
tigen. Auch wenn es uns lange beschäftigen wird, sollten 
wir die Veränderungen, die es im letzten Jahr gegeben 
hat, durchaus registrieren.

Die Lage im Kampf gegen den IS hat sich verändert. 
Das zeigt auch der Blick auf Syrien, wo der IS ein Fünftel 
seines Gebietes an die Opposition und die Kurden verlo-
ren hat, darunter so strategisch wichtige Städte wie Man-
bij, Dscharabulus und Dabiq. Das zeigt aber erst recht der 
Blick in den Irak, wo der IS seit dem Sommer 2014 mehr 
als die Hälfte seines Gebietes verloren hat. Nicht zuletzt 
zeigt das der nun beginnende Kampf um Mosul, wo die 
irakische Armee und Peschmerga jetzt mit Unterstützung 
der Anti-IS-Koalition auf die letzte IS-Hochburg im Lan-
de vorrücken. Wenn Mosul fällt, dann hat der IS im Irak 
kein nennenswert zusammenhängendes Gebiet mehr.

Niemand macht sich hoffentlich Illusionen. Der 
Kampf, der dort geführt wird, wird nicht leicht sein. Nie-
mand kann im Augenblick sagen, wie lange es dauern 
wird. Aber eines können wir mit Gewissheit sagen: dass 
wir uns auf den Tag danach tunlichst jetzt vorbereiten 
sollten. Deshalb beschränkt sich unser Engagement im 
Irak und in der Region nicht auf unsere Unterstützung der 
Anti-IS-Koalition, zu der wir heute um Ihre Zustimmung 
bitten. Weil wir für die Menschen langfristig eine bessere 
Perspektive schaffen wollen, betten wir diesen Einsatz 
ein in einen umfassenden Ansatz, von der humanitären 
Hilfe über unsere politischen Bemühungen bis hin zu 
dem immer zentraler werdenden Thema der Stabilisie-
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rung. Mit Blick auf Mosul heißt das, dass es uns jetzt da-
rum gehen muss, die Not zu lindern und jenen Menschen 
zu helfen, die aus der umkämpften Stadt in die in der 
Gegend vorbereiteten Auffanglager fliehen. Deutschland 
ist bereits einer der größten humanitären Geber im Irak. 
Speziell für Mosul haben wir noch einmal 35 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt. 

Wir müssen uns bereits jetzt damit beschäftigen, wie 
es in Mosul weitergehen soll, wenn die Stadt vom IS be-
freit sein wird. Wir treffen uns dazu bereits heute in einer 
größeren Gruppe von Staaten in Paris  – im November 
dann wieder in Berlin –, um uns und die Stadt Mosul auf 
„the day after“ vorzubereiten. Das macht Sinn, weil wir 
schon vor der Befreiung von Mosul, die hoffentlich statt-
finden wird, Erfahrungen haben sammeln können, zum 
Beispiel nach der Befreiung von Tikrit. Dort haben wir 
sehr schnell gemeinsam mit den Vereinten Nationen und 
mit Mitteln aus Deutschland Strom- und Wasserleitungen 
wiederhergestellt und dafür gesorgt, dass eine Gesund-
heitsversorgung wenigstens auf einem Mindeststandard 
wieder stattfindet. Immerhin hat das dazu geführt, dass 
90 Prozent der vertriebenen Bevölkerung in die Stadt zu-
rückgekehrt sind. Deshalb, glaube ich, ist das der richtige 
Weg. 

Wasser, Schulen, Krankenhäuser – alles das benötigen 
die Menschen für ihre Rückkehr, aber eben auch Sicher-
heit spielt eine entscheidende Rolle. Deshalb reden wir 
auch mit unseren Partnern in der irakischen Regierung 
und sagen, dass es nach der Befreiung von Mosul auch 
darum gehen muss, einen Rückfall in die alten ethnisch 
oder religiös begründeten Konflikte zu verhindern.

(Zuruf der Abg. Heike Hänsel [DIE LINKE])

– Das tun wir auch. – Wenn nach der Befreiung der Stadt 
die Geißel des IS nur durch einen Machtkampf zwischen 
Kurden, Sunniten und Schiiten abgelöst wird, dann ist 
jedenfalls für die Menschen in Mosul nichts gewonnen. 
Deshalb haben wir der irakischen Regierung einen soge-
nannten Mosul-Stabilisierungsrat vorgeschlagen, in dem 
sich die wichtigen lokalen Kräfte zusammensetzen, um 
den Wiederaufbau schon jetzt gemeinsam zu planen und 
zu gestalten. Ein erstes Treffen zu dem Thema humanitä-
re Hilfe hat jetzt stattgefunden. Das ist ein erstes Treffen, 
ein erster Schritt, aber immerhin waren der Auftakt und 
das Gespräch der Beteiligten untereinander aus meiner 
Sicht ganz ermutigend.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Abschluss: 
Aleppo, Mosul, Falludscha, Tikrit, Ramadi, wir brau-
chen – das zeigt uns all das – einen umfassenden Ansatz, 
um unserer Verantwortung in dieser wirklich geschunde-
nen Region gerecht zu werden. Die Beteiligung an der 
Anti-IS-Koalition ist ein Teil davon. Deshalb bitte ich Sie 
um die Unterstützung für das vorliegende Mandat.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Sevim Dağdelen, 

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Sevim Dağdelen (DIE LINKE): 
Verehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Verehrter Herr Außenminister Steinmeier, 
auch wir als Linke fordern einen sofortigen Waffenstill-
stand für Aleppo. Was wir allerdings vermissen, ist, dass 
die Bundesregierung gerade auf die Verbündeten Druck 
macht, die die islamistischen Terrorbanden in der Region 
unterstützen. 

Ich muss Ihnen eines sagen: Heute Morgen hat die tür-
kische Luftwaffe die syrischen Kurden angegriffen. Der 
Premiumpartner der Bundesregierung, das verbrecheri-
sche Erdogan-Regime, hat fast 200 Kurdinnen und Kur-
den in Syrien einfach so massakriert. Ich finde, das ist 
ein Kriegsverbrechen Ihres engen Partners gerade gegen 
diejenigen – die Frauenbataillone und die Männerbatail-
lone –, die sich dem barbarischen „Islamischen Staat“ am 
tapfersten entgegenstellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde, es ist ein schwarzer Tag für die deutsche Au-
ßenpolitik, dass Sie nicht ein kritisches Wort hier zu die-
sem türkischen Luftkrieg gegen die Kurdinnen und Kur-
den im Norden Syriens verlieren. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kriegsverbrechen werden nicht von Ihnen verurteilt. 
Durch Ihre Unterstützung Erdogans machen Sie, meine 
Damen und Herren, sich auch noch mitschuldig an die-
sem Verbrechen gegenüber den Kurdinnen und Kurden. 
Das finde ich unerträglich.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie ein Ende des Bombardements in Aleppo for-
dern, die türkischen Angriffe für Sie aber offenbar okay 
sind, weil es bis jetzt keine offizielle Verurteilung dieses 
Kriegsverbrechens gibt, dann nenne ich das nichts wei-
ter als heuchlerisch. Ihre Politik der doppelten Standards 
stinkt wirklich bis zum Himmel.

(Beifall bei der LINKEN)

Es soll hier ein Antrag von Ihnen beraten werden, die 
Bundeswehr in die Türkei zu entsenden. Ich frage Sie: 
Wollen Sie angesichts der Kriegsverbrechen Ihres Part-
ners Erdogan wirklich eine weitere Unterstützung dieses 
Mannes und seiner mörderischen Syrien-Politik auf den 
Weg bringen? Das ist unserer Meinung nach in hohem 
Maße verantwortungslos.

Sie argumentieren hier, dass mit den Bundeswehrein-
sätzen von der Türkei aus der Terror des „Islamischen 
Staats“ bekämpft werden soll. Man weiß angesichts 
dieser Legenden, die gebildet werden, gar nicht mehr 
wirklich, ob man lachen oder weinen soll. Sie können 
doch nicht einmal ausschließen, dass die Tornadoaufklä-
rungsdaten für die verbrecherischen Angriffe Erdogans 
auf die Kurden verwandt werden. Dies finde ich wirk-

Bundesminister Dr. Frank-Walter Steinmeier
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lich ungeheuerlich. Sind die Kurden heute auch mit Ihrer 
Hilfe ermordet worden, meine Damen und Herren? Bis 
jetzt sind Sie nicht imstande, uns auf diese Frage ein kla-
res Nein zu sagen. Das, was hier passiert, ist einfach nur 
noch skandalös.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Sommer hatte die Bundesregierung die Türkei als 
die zentrale Aktionsplattform für islamistischen Terro-
rismus im ganzen Nahen und Mittleren Osten bezeich-
net. Und jetzt machen Sie mit Ihrer Bundeswehrmission 
gemeinsame Sache mit dieser Aktionsplattform für isla-
mistischen Terror in der Region. Sie nutzen Ihre Mili-
tärstützpunkte, und Sie tauschen Ihre Zieldaten in einem 
gemeinsamen Kommando aus. Weiterhin sehen Sie dabei 
zu, wie die Türkei eben genau diejenigen bekämpft und 
ermordet, die sich dem IS tapfer und entschieden entge-
genstellen. Sie sehen dabei zu, wie die Türkei islamis-
tische Terrorbanden wie die Ahrar al‑Scham bewaffnet, 
für die ja auch der mutmaßliche Terrorist Albakr, der in 
einem sächsischen Gefängnis erhängt aufgefunden wor-
den ist, tätig geworden sein soll.

Es ist deshalb nichts als ein furchtbarer, menschen-
verachtender Zynismus, zu behaupten, dass diese Bun-
deswehreinsätze an der Seite der Türkei der Bekämpfung 
des Terrorismus dienen würden, meine Damen und Her-
ren. Hören Sie auf, den Menschen Sand in die Augen zu 
streuen! Das stimmt einfach nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt sagen Sie auch noch, dass Sie die AWACS-Flug-
zeuge brauchen, um der Türkei unter die Arme zu greifen. 
Der Luftraum in Syrien und im Irak soll von der Türkei 
aus überwacht werden, um den IS zu bekämpfen. Man 
fragt sich wirklich: Für wie dumm halten Sie eigentlich 
die Leute? Der „Islamische Staat“ hat keine Luftwaffe. 
Also bleibt doch als einziger Schluss, wem und wogegen 
dieser Einsatz dienen soll, dass dieser Einsatz gegen die 
russische Luftwaffe gerichtet ist. Ich finde das brandge-
fährlich.

(Zuruf von der SPD)

– Ja, die haben die Luftwaffe dort.

Sie zündeln hier. Deshalb möchte ich sagen, dass die-
ser Einsatz und das, was Sie da treiben, mit dem, was 
im Grundgesetz für die Bundeswehr als Verteidigungs-
auftrag beschrieben worden ist, wirklich nichts mehr zu 
tun hat. Im Grundgesetz steht, dass die Bundeswehr eine 
Parlamentsarmee ist.

Ich erwarte, dass Sie Ihren Ankündigungen Taten 
folgen lassen. Wenn Erdogan und seine Regierung der 
AKP einem einzigen Bundestagsabgeordneten, der die 
Bundeswehrsoldaten dort besuchen will, die Einreise in 
den Stützpunkt Incirlik verweigert, dann dürfen Sie diese 
Bundeswehrangehörigen nicht mehr in der Türkei lassen. 
Es darf keine Parlamentsarmee ohne parlamentarische 
Kontrolle geben.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Kollegen haben jetzt einen Antrag auf Einrei-
se vor der abschließenden Beratung gestellt. Wir werden 

sehen, wie Sie sich verhalten werden. Spätestens dann, 
wenn die Einreise verweigert wird, muss die Bundes-
wehr dort abgezogen werden. Unsere Forderung hierzu 
ist klar: Sagen Sie Nein zu den Bundeswehreinsätzen! 
Sie bekämpfen damit nämlich keinen Terror, sondern 
unterstützen lediglich diejenigen, die den Terror in der 
Region fördern. Sie deeskalieren nicht, –  

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Frau Kollegin, Sie denken an die vereinbarte Rede-

zeit?

Sevim Dağdelen (DIE LINKE): 
– ja – sondern beschwören neue Bedrohungen für den 

Weltfrieden.

Vielen Dank. – Herzlichen Dank, Herr Präsident.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Für die Bundesregierung hat der Parlamentarische 

Staatssekretär Dr. Ralf Brauksiepe das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr.  Ralf Brauksiepe, Parl. Staatssekretär bei der 
Bundesministerin der Verteidigung: 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
beraten einen Antrag der Bundesregierung zur Fortset-
zung und Ergänzung des Einsatzes bewaffneter deutscher 
Streitkräfte gegen die Terrororganisation „Islamischer 
Staat“. Wes Geistes Kind diejenigen sind, gegen die wir 
uns hier stellen, konnten und mussten wir vor nicht allzu 
langer Zeit sehen – auch im Internet –, als ein abgestürz-
ter jordanischer Pilot von den IS-Terroristen auf barba-
rische Weise ermordet wurde. 22 Minuten dauerte sein 
Todeskampf in einem brennenden Käfig. Es ist schwer 
vorstellbar, dass Menschen sich überhaupt so etwas aus-
denken können. Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist der Gegner, um den es hier geht  – ein Gegner, der 
mit dem gleichen barbarischen Ansatz unter anderem 
auch die kurdische Bevölkerung in der Region bekämpft, 
von der Sie eben gesagt haben, dass es Ihnen um ihren 
Schutz geht. Der IS bekämpft die Kurden. Der IS ist eine 
barbarische Organisation. Der Vorwurf des menschen-
verachtenden Zynismus fällt auf Sie selbst zurück. Zum 
wiederholten Mal und in einer selten erlebten Deutlich-
keit fällt dieser Vorwurf auf Sie zurück, Kolleginnen und 
Kollegen von den Linken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Heuchler!)

Um auch das deutlich zu sagen: Es gibt keinen Zielda-
tenaustausch, der geeignet ist, gegen die kurdische Be-
völkerung vorzugehen. Wir sind in einer Allianz, in der 
Allianz Inherent Resolve, gegen den islamistischen Ter-
rorismus. Dort helfen wir mit. Dieses Engagement wol-
len wir fortsetzen. Dieses Engagement wollen wir aus-
bauen. Es dient einzig und allein der Bekämpfung des 
islamistischen Terrorismus und damit auch der Bekämp-
fung derer, die die kurdische Bevölkerung im irakischen 

Sevim Dağdelen
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Norden wie auch in Syrien drangsalieren. Dagegen gilt es 
vorzugehen. Sie sind diejenigen, die die Kurden im Stich 
lassen. Wir sind diejenigen, die sich an ihre Seite stellen 
als den Unterdrückten in der Region, als den Opfern des 
islamistischen Terrorismus.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Widerspruch bei der LINKEN)

Die schrecklichen Bilder vom 13. November des letz-
ten Jahres in Paris, von den Attentaten in Tunis, Istan-
bul, Brüssel, Orlando, Nizza und anderswo haben uns 
gezeigt, dass die terroristischen Gräueltaten des IS sich 
nicht nur gegen die Menschen in Syrien und im Irak rich-
ten, sondern dass sie auch uns alle bedrohen. Dort, wo 
der IS seine vermeintliche Stärke noch besitzt – in Syrien 
und im Irak  –, müssen wir gemeinsam mit der großen 
Zahl der Nationen der Anti-IS-Koalition entschlossen, 
verantwortungsvoll und gemeinsam handeln und so der 
Bedrohung weiter entgegentreten und sie bekämpfen. 
Es ist gut, dass es erkennbare Erfolge in diesem Kampf 
gegen den barbarischen Terrorismus in der Region gibt. 
Das ermutigt uns, diesen Weg weiterzugehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Seit Beginn des Einsatzes leisten wir Schutz, gewin-
nen wir Informationen zur Lage vor Ort durch Aufklä-
rung und unterstützen wir mit Fähigkeiten zur Betankung 
in der Luft sowie mit Personal in den Stäben. Die durch 
uns bereitgestellten Informationen haben niemandem 
außer den IS-Terroristen in der Vergangenheit Schaden 
zugefügt. Sie dienen dazu, den IS empfindlich zu treffen 
und damit den Einflussbereich dieser Terrororganisation 
deutlich zu beschränken. Das ist das erklärte Ziel, und 
das ist in den vergangenen Monaten zum Glück auch ge-
lungen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zukünftig wird die Fähigkeit der Luftraumüberwa-
chung, wie auf dem NATO-Gipfel im Juli dieses Jah-
res in Warschau beschlossen, durch den Einsatz von 
AWACS-Flugzeugen erweitert werden. Damit wird 
schon in Kürze eine weitere wichtige Komponente dem 
Kampf gegen den IS zur Seite gestellt. Um Schulter an 
Schulter mit unseren NATO-Partnern die erforderlichen 
AWACS-Einsätze bereits ab November leisten zu kön-
nen, befassen wir uns mit diesem Mandat, bevor das ge-
genwärtige Mandatsende am 31. Dezember 2016 erreicht 
ist. Das Nordatlantische Bündnis wird einen Beitrag leis-
ten, der auf die deutschen Besatzungsangehörigen in den 
AWACS-Maschinen angewiesen ist. Die Einsatzflüge 
werden im türkischen und internationalen Luftraum er-
folgen und dienen auch der Sicherheit unserer Tornados 
in ihrer Aufklärungsrolle sowie der Flugzeuge unserer 
Freunde und Partner in der Anti-IS-Koalition.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Hilfe und 
Unterstützung für die Menschen in Syrien und im Irak 
sowie für die Nationen, die sich dem Terror des IS ent-
gegenstellen, wollen, werden und müssen wir fortsetzen. 
Der Appell des Sicherheitsrates der Vereinten Natio-
nen  – nicht irgendeiner Organisation, sondern der Ver-
einten Nationen! –, alle nötigen Maßnahmen zu ergreifen 
und die Anstrengungen zu verstärken, um terroristische 

Handlungen des IS in Syrien und im Irak zu unterbinden, 
hat immer noch Bestand, und er richtet sich weiterhin 
auch an uns. Das ist auch unsere Verantwortung, diesem 
Appell nachzukommen.

Um die Gefahr durch den IS nachhaltig zu begren-
zen, wollen wir unsere Beiträge zu den militärischen 
Maßnahmen weiterhin aufrechterhalten. Hierzu sollen 
unverändert bis zu 1 200 Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr eingesetzt werden können. Der Einsatz von 
Streitkräften ist ein Teil der erforderlichen Schritte, die 
wir ergreifen müssen. Aber klar ist auch: Der langfristige 
Erfolg unserer Beiträge zum militärischen Vorgehen ge-
gen den IS hängt maßgeblich auch von unserem zivilen 
Engagement in der Region ab, das ein großartiges En-
gagement ist. Aber, Kolleginnen und Kollegen, wir dür-
fen uns dabei auch nicht selbst täuschen. Ob wir das wol-
len oder nicht, unser ziviles Engagement und die Erfolge 
unserer politischen Verhandlungen werden ihre Wirkung 
erst vollumfänglich entfalten können, wenn wir den IS 
mit den zurzeit notwendigen militärischen Mitteln wei-
ter nachhaltig schwächen und zurückdrängen können. Es 
geht hier nicht darum, mit Stuhlkreisen oder zynischen 
Reden vorzugehen. Hier geht es nur darum, dass wir 
auch die notwendigen militärischen Maßnahmen ergrei-
fen, den notwendigen militärischen Druck entwickeln, 
um den IS zurückzudrängen. Mit schönen Worten wird 
er sich nicht zurückdrängen lassen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen. 

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Terrorpa-
ten!)

Barbaren müssen auch mit militärischen Mitteln be-
kämpft werden. Diese Auseinandersetzung ist unver-
meidlich und muss fortgesetzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Sevim Dağdelen [DIE LIN-
KE]: Sagen Sie etwas zur Aktionsplattform!)

Deshalb bedeutete eben ein Nein zu einem deutschen 
militärischen Beitrag im Kampf gegen den IS ein Nein 
zu den angestrebten Entwicklungen, die Gegenstand un-
serer bisherigen politischen Bemühungen um eine siche-
re, stabile und friedliche Zukunft Syriens und des Iraks 
sind und waren. Darum geht es auch in den anstehenden 
Beratungen. Darum geht es auch in Zukunft. Für diesen 
Weg bittet die Bundesregierung weiterhin um Ihre Un-
terstützung. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD  – 
Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Das war 
eine barbarische Rede! Eine barbarische Rede 
ist das!)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 

Nächste Rednerin ist die Kollegin Agnieszka Brugger 
für Bündnis 90/Die Grünen. 

Parl. Staatssekretär Dr. Ralf Brauksiepe
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Agnieszka Brugger (BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir er-
innern uns alle an die schrecklichen Anschläge vor fast 
einem Jahr in Paris. Damals hat die deutsche Bundes-
regierung auch als Antwort darauf dieses Mandat zur 
Bekämpfung des selbsternannten „Islamischen Staates“ 
durch den Bundestag gejagt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir Grüne haben 
uns vor einem Jahr diese Entscheidung nicht einfach 
gemacht. Wir haben sehr ernsthaft und sehr sorgfältig 
abgewogen. Wir blicken natürlich alle nach Mosul. Wir 
wünschen uns alle eine Stadt, die endlich befreit ist vom 
Terrorregime des sogenannten „Islamischen Staates“. 
Aber wir schauen auch mit sehr viel Sorge darauf, was 
danach kommt. Die Entscheidung aus Solidarität und 
Betroffenheit gegenüber den Menschen, die unter Terror 
leiden, reicht als Grundlage für einen militärischen Ein-
satz noch nicht aus. Eines muss uns auch klar sein: Im al-
lerbesten Fall können militärische und polizeiliche Mit-
tel dazu beitragen, Terror einzudämmen. Besiegen kann 
man Terrorismus aber am Ende des Tages nur politisch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hier sind wir bei der Frage, was an diesem Einsatz 
die Grundproblematik ist. Es fehlt dieser Allianz ein 
politischer Fahrplan, der von allen getragen wird, eine 
umfassende Strategie, die mehr ist als nur militärisches 
Vorgehen und Luftschläge. Es ist doch nach wie vor ein 
zentrales und ungelöstes Riesenproblem, dass nicht nur 
die Staaten in der Region, sondern auch die Staaten in 
dieser Allianz so unterschiedliche, teilweise hochwider-
sprüchliche Eigeninteressen verfolgen, auch auf Kosten 
der Menschen in Syrien und im Irak. Das muss endlich 
aufhören.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Kampf gegen die Kurden seitens der Türkei ist 
schon angesprochen worden. Da fragt man sich schon: 
Wo ist die deutsche Rolle? Wo ist das Engagement, um 
diese gefährliche Planlosigkeit und diese Gewalt zu be-
enden und zu thematisieren? 

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Ja, ein Plan! 
Kein Plan!)

Diese Fragen stellen sich auch praktisch im Rahmen 
dieses Einsatzes. Die Bundesregierung weiß nicht – Herr 
Brauksiepe, das haben wir aus Ihrem Haus schwarz auf 
weiß  –, wofür die deutschen Aufklärungsdaten im An-
schluss im Einzelnen verwendet werden. Meine Damen 
und Herren, wer Aufklärungsdaten liefert, muss doch 
den Anspruch haben, mitzureden und zu wissen, was im 
Anschluss damit passiert. Aber auch die rechtliche Kon-
struktion dieses Einsatzes ist hochproblematisch; denn 
sie steht im Widerspruch zu der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes. Die Bundeswehr darf im 
Ausland militärische Gewalt nur im Rahmen von Sys-
temen kollektiver Sicherheit ausüben. Da geht es um die 
Europäische Union, um die NATO oder – daran denken 
wir Grüne immer als Erstes – um die Vereinten Natio-
nen. Die Bundesregierung versucht bei diesem Mandat 
in einer abenteuerlichen Argumentation über zwei Seiten 

zu behaupten, dass das hier der Fall sei. Das ist es aber 
nicht. Fakt ist: Die Bundeswehr wird im Rahmen einer 
Koalition der Willigen eingesetzt.

(Stefan Liebich [DIE LINKE]: Richtig!)

Meine Damen und Herren, Sie hatten jetzt ein Jahr 
Zeit, diesen fundamentalen Fehler zu heilen. Es ist nichts 
passiert. Warum nicht? Weil die Bundesregierung das 
nämlich gar nicht will. Nachzulesen ist das im neuen 
Weißbuch: Diese Konstruktion soll es nicht nur in die-
sem Einzelfall geben, in dem sie aus der Not geboren 
wurde, sondern es ist Ihr erklärter Wille, das Modell der 
Koalition der Willigen in Zukunft bei Bundeswehreinsät-
zen anzuwenden. Das halten wir für grundfalsch,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

nicht nur, weil Sie damit gegen die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes verstoßen, sondern auch, 
weil Sie damit effektiv dazu beitragen, dass internatio-
nale Organisationen, vor allem die Vereinten Nationen, 
geschwächt werden. Das, meine Damen und Herren, ist 
doch genau das Gegenteil von dem, was wir gerade nicht 
nur angesichts der schrecklichen Lage in Syrien und im 
Irak, sondern auch an vielen anderen Orten der Welt 
brauchen, nämlich handlungsfähige und starke internati-
onale Organisationen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will mich gar 
nicht hierhinstellen und von der Bundesregierung die 
Patentlösung, den Masterplan fordern, wie endlich die 
schreckliche Gewalt in Syrien und im Irak aufhören 
kann. Aber ich frage Sie auf der Regierungsbank, auch 
Sie, Herr Außenminister Steinmeier: Sind wir nicht ver-
pflichtet, alles zu tun, was wir können, um das unermess-
liche Leid der Menschen in Syrien und im Irak wenigs-
tens ein bisschen zu lindern? 

Ja, man kann noch mehr tun, als derzeit getan wird. Es 
gibt Gebiete in Syrien, die seit ewiger Zeit eingekesselt 
sind. Es gibt über Land keinen Zugang mehr für humani-
täre Güter. Die Vereinten Nationen haben in der Vergan-
genheit in solchen Fällen punktuell eine Versorgung aus 
der Luft durchgeführt. Sie flehen seit Monaten ihre Mit-
gliedstaaten an, sie dabei dringend zu unterstützen. Da 
geht es um die Frage des diplomatischen Drucks gegen 
die Staaten, die im syrischen Luftraum sind, genauso wie 
um die Frage der technischen Kapazitäten. 

Wir Grüne bringen heute Abend hierzu einen Antrag 
in den Bundestag ein, und ich bin sehr gespannt, wie 
Sie sich, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Ko-
alition, dazu verhalten werden. Das, meine Damen und 
Herren, verstehe ich wirklich nicht: Warum braucht die 
Bundesregierung nicht einmal einen Monat, um militäri-
sche Flugzeuge auf den Weg zu bringen, während sie seit 
Monaten nach Ausflüchten sucht, wenn wir sie immer 
wieder nach der Luftbrücke fragen? Ich finde, wir müs-
sen alles tun, was wir tun können, um das unermessliche 
Leid wenigstens ein bisschen zu lindern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Nächster Redner ist der Kollege Jürgen Hardt für die 

CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

glaube, wir können heute hier nicht über dieses Thema 
diskutieren, ohne wenigstens einen oder zwei Sätze da-
rüber zu verlieren, was gestern Abend hier in Berlin pas-
siert ist. Ich beziehe mich auf den Teil der Gespräche, 
der sich auf Syrien bezog. Ich finde, es war eine tolle 
und auch sehr erfolgreiche Initiative der Bundeskanzle-
rin und des Bundesaußenministers, die Gelegenheit des 
N-4-Formats zu nutzen, um anschließend gemeinsam 
mit dem russischen Präsidenten und dem französischen 
Präsidenten die Lage in Syrien zu diskutieren. Die Dau-
er und die Intensität der Gespräche zeigen, dass es Sinn 
macht, miteinander zu reden, selbst wenn man unver-
söhnliche und unvereinbare Positionen hat.

Es wäre eine große Chance für den russischen Präsi-
denten Putin gewesen, im Vorfeld des EU-Gipfels, der 
auch das Thema Russland behandeln wird, ein Zeichen 
des guten Willens zu zeigen und die Unterbindung von 
Luftschlägen gegen Aleppo für einen längeren Zeitraum 
zu veranlassen und damit humanitäre Hilfe möglich zu 
machen. Denn das sind die beiden zentralen und ganz 
oben stehenden Forderungen, die wir im Augenblick ha-
ben: keine Luftschläge gegen Aleppo und Ermöglichung 
des Zugangs für Hilfskonvois. Das könnte Putin offen-
sichtlich durch ein Telefonat mit Damaskus in die Wege 
leiten. Es ist schade, dass er diese Gelegenheit nicht er-
griffen hat. Aber ich gebe die Hoffnung nicht auf, dass 
er möglicherweise doch aus dem Gespräch hier in Berlin 
mitnimmt, dass dies nicht nur eine Forderung der deut-
schen Bundeskanzlerin und des französischen Staatsprä-
sidenten, sondern eines weit überwiegenden Teils der 
Weltbevölkerung ist und es dafür eine breite Unterstüt-
zung bei den Vereinten Nationen gibt.

Zu dem heute zur Verhandlung stehenden Mandat: 
Wir sind beim Kampf gegen den IS ein sehr gutes Stück 
vorangekommen, sowohl, was die Unterstützung der 
Peschmerga im Norden Iraks angeht – das betrifft unser 
laufendes Irak-Mandat –, als auch, was in Syrien selbst 
passiert. Es gibt jetzt Befürchtungen und Sorgen bei den 
Menschen in Europa und in Deutschland, dass der IS, 
wenn zum Beispiel Mosul fällt oder der IS in Syrien wei-
ter zurückgedrängt wird, Ausweichbewegungen machen 
und Aggressionen gegen Deutschland und Europa starten 
könnte. Ich glaube das in dieser Form nicht. Ich glaube, 
dass es in erster Linie ganz wichtig ist, dass die vermeint-
liche Faszination, die für irregeleitete junge Menschen 
vom IS ausgegangen ist, rapide abnimmt, dass der IS als 
das enttarnt wird, was er wirklich ist, nämlich eine ver-
brecherische Organisation, die an Brutalität mit nichts 
anderem in der heutigen Zeit zu messen ist, und dass 
deswegen die Gefahr, dass junge Menschen in Deutsch-
land und Europa Anschläge verüben, die gegen unsere 
Freiheit gerichtet sind, trotz Kampf gegen den IS, eher 
abnimmt, als dass sie zunimmt. 

Ich würde mir wünschen, dass wir unsere Möglich-
keiten an unseren Grenzen, aber eben auch die Möglich-
keiten unserer Dienste nutzen, um sicherzustellen, dass 
diejenigen, die aus den Kampfgebieten nach Europa 
kommen oder nach Europa zurückkehren, identifiziert 
und zur Rechenschaft gezogen werden, und dass auf die-
se Weise sichergestellt wird, dass die Bedrohung in Euro-
pa tatsächlich nicht zunimmt, sondern abnimmt.

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Herr Kollege Hardt, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

des Kollegen Liebich?

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Ja.

Stefan Liebich (DIE LINKE): 
Vielen Dank, Herr Hardt, dass Sie die Zwischenfrage 

zulassen. – Nachdem der Herr Außenminister Steinmeier 
nichts dazu gesagt hat, frage ich Sie als Vertreter der 
Koalition: Wie bewerten Sie das Agieren der türkischen 
Streitkräfte, die im Norden Aleppos nach eigenen Anga-
ben 160 bis 200 Kämpferinnen und Kämpfer der Kurden 
getötet haben, die sich im Kampf gegen den „Islamischen 
Staat“ befinden?

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Wir weisen in den Gesprächen mit der Türkei stets da-

rauf hin, dass die Türkei das Recht hat, Terrorismus zu 
bekämpfen und ihre staatliche Ordnung zu verteidigen, 
dass sie dabei aber die Regeln der Verhältnismäßigkeit 
und die Regeln des Völkerrechtes beachten muss. 

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Hat sie es 
jetzt, oder hat sie es nicht?)

In der Form  – wie von Frau Dağdelen vorgetragen  –, 
wie ein überschäumender geradezu Hass gegenüber der 
türkischen Regierung und eine Undifferenziertheit in der 
Betrachtung vorhanden sind, sehen wir auch in der tür-
kischen Regierung eine übermäßige Fixierung auf terro-
ristische Elemente unter den Kurden und zu wenig Be-
rücksichtigung und Beachtung derer, die eine friedliche 
Veränderung im Namen der Kurden wollen. Wir stehen 
für Maß und Mitte in diesem Punkt und nicht dafür, die 
Türkei in Bausch und Bogen zu verurteilen oder gar die 
Kurden, so wie die Türkei es tut. 

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Sind sie 
Terroristen für Sie? Sagen Sie was dazu!)

Was die konkreten Ereignisse angeht, die wir uns jetzt 
zu vergegenwärtigen haben: Ich bin fest davon über-
zeugt, dass die türkische Regierung gute Gründe haben 
wird, die terroristischen Kräfte im Norden Syriens zu 
bekämpfen.

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Sind die 
YPG Terroristen?)

Dort gibt es Terrorismus, der auch von Kurden mitgetra-
gen wird, und der ist genauso verantwortlich für die Situ-
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ation in Syrien wie für die anderen schrecklichen Dinge, 
die dort passieren.

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Das ist ja in-
teressant! Interessante Einstufung! Das hat die 
Bundesregierung bisher nicht gemacht!)

Ich möchte kurz auf den Einsatz selbst eingehen. Ich 
finde, dass Deutschland mit dem, was wir bisher bereits 
getan haben  – Luftbetankungsunterstützung, Fotogra-
fieren und Aufklärung am Boden, aber eben auch der 
Einsatz der Fregatte „Augsburg“ an der Seite des Flug-
zeugträgers der Franzosen –, einen erheblichen Beitrag 
zum Erfolg der Koalition leisten, die den IS in Syrien 
bekämpft. Ich finde, es ist selbstverständlich, dass wir 
weitere geeignete Mittel nutzen, um das zu tun. Ich mei-
ne ganz konkret, dass wir AWACS-Flugzeuge als Instru-
ment einsetzen sollten, um den Luftraum zu überwachen. 
Ich bin der Auffassung, dass das Mandat unsere Unter-
stützung finden kann. Wir werden in den Ausschüssen 
ausgiebig darüber beraten. Deutsche Soldaten sollten in 
den AWACS-Flugzeugen selbstverständlich Dienst tun 
dürfen.

Ich würde mir darüber hinaus wünschen, dass die Ko-
alition bei ihrem Kampf gegen den IS nicht nur im Irak, 
sondern auch auf syrischem Boden weiterhin großen Er-
folg hat und dass wir unsererseits die Soldatinnen und 
Soldaten, die in verschiedenen Funktionen im Einsatz 
sind, gesund und wohlbehalten wieder nach Hause brin-
gen. Wir wünschen ihnen für diesen Einsatz alles Solda-
tenglück.

Herzlichen Dank.

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Herr Kollege Hardt, gestatten Sie noch, auch wenn Sie 

fast schon am Schluss Ihrer Rede sind, eine Zwischenfra-
ge der Kollegin Keul? 

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Ja.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank.  – Herr Kollege Hardt, Sie haben zum 

Schluss dankenswerterweise über das konkrete Mandat 
gesprochen. Wir Parlamentarier würden gerne bewerten, 
welche Auswirkungen unsere Beteiligung im Rahmen 
dieser Allianz auch am Boden tatsächlich hat, aber – die 
Kollegin Brugger hat es vorhin schon angesprochen – auf 
unsere Fragen, was denn am Boden tatsächlich passiert, 
auf welche Ziele eingewirkt wird, bekommen wir von 
der Bundesregierung nur die Antwort: Darüber haben 
wir keine Kenntnisse, wir geben unsere Daten, aber was 
unsere Bündnispartner damit machen, das entzieht sich 
unserer Kenntnis. Das erstaunt mich doch sehr; denn 
wenn ich als Parlamentarierin diesen Einsatz bewerten 
soll und sagen soll, ob ich ihn unterstütze, dann muss ich 
doch wissen, was am Ende mit diesen Daten passiert und 
wo sie eingesetzt werden. Ich finde auch, dass der Grund-
satz der Verantwortung an dieser Stelle nicht eingehalten 
wird, wenn die Bundesregierung Daten weggibt und uns 
erzählt – ich muss ja erst einmal davon ausgehen, dass 

das, was die Bundesregierung uns sagt, stimmt –, dass 
sie gar nicht weiß, was am Ende damit an Wirkung erzielt 
wird. 

(Beifall des Abg. Dr. Diether Dehm [DIE 
LINKE])

Sie haben jetzt gesagt, es hätte Fortschritte gegeben, 
unsere Handlungen hätten eine Wirkung. Ich bitte Sie, 
uns zu erläutern, was konkret am Boden bei diesem Luft-
krieg herausgekommen ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Jürgen Hardt (CDU/CSU): 
Ich interpretiere die Information der Bundesregierung 

komplett anders als Sie. Wir werten diese Daten aus, wir 
geben diese Daten insofern weiter, als dass sie zur Be-
kämpfung des IS in Syrien genutzt werden können, und 
es liegen keinerlei Erkenntnisse vor, dass irgendeiner, 
der am Kampf gegen den IS in Syrien beteiligt ist, die-
se Daten in einer Art und Weise verwendet, die wir als 
Deutscher Bundestag oder als deutsche Bundesregierung 
nicht akzeptieren können.

(Katja Keul [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wie denn?)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Vielen Dank. – Damit wären Sie auch am Ende Ihrer 

Redezeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich darf jetzt dem Kollegen Gehrcke die Möglichkeit 
zu einer Kurzintervention geben.

Wolfgang Gehrcke (DIE LINKE): 
Herzlichen Dank, Herr Präsident. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es gibt ja immer Anlass, selbstkritisch mit 
sich umzugehen.

(Niels Annen [SPD]: Ach was? Das ist ja 
ganz was Neues!)

– Ja, es gibt immer Anlass. 

Ich schätze den Kollegen Hardt aus dem Auswärtigen 
Ausschuss. Ich habe Ihnen sehr interessiert zugehört. Wir 
Linke sagen: Der Krieg in der Luft und am Boden muss 
eingestellt werden. Das betrifft die russischen Bomben-
abwürfe, die Sie immer wortreich kritisieren, das betrifft 
aber auch die türkischen Bombenangriffe. Das ist eine 
Doppelbödigkeit, eine Rückkehr zu einer Politik, in der 
man sagt: Der Feind meines Feindes muss mein Freund 
sein. Warum bringen Sie nicht die Courage und den Mut 
auf, zu sagen – der Außenminister hat das nicht gesagt, 
von Herrn Brauksiepe habe ich das sowieso nicht erwar-
tet, von Ihnen aber hätte ich das erwartet –: „Wir kriti-
sieren diese türkischen Bombenabwürfe; wir sind damit 
nicht einverstanden; wir verlangen als Bundesregierung 
und als CDU/CSU-Fraktion, dass sie in dieser Art und 

Jürgen Hardt
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Weise eingestellt werden“? Diese Doppelbödigkeit ent-
larvt Sie und ist eigentlich furchtbar peinlich.

(Beifall bei der LINKEN – Jürgen Hardt 
[CDU/CSU]: Ich habe dazu alles gesagt!)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Kollege Hardt verzichtet auf eine Erwiderung.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Ist auch 
besser so!)

Dann erteile ich das Wort dem Kollegen Florian Hahn 
für die CDU/CSU als abschließendem Redner in dieser 
Aussprache.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Florian Hahn (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

gibt schon ein paar Dinge, die wir zu den Einwendungen, 
die hier vorgebracht worden sind, sagen müssen. Lieber 
Herr Gehrcke und vor allem Frau Dağdelen, ich sage Ih-
nen ganz ehrlich: Es ist doch überhaupt gar keine Frage, 
dass wir von unseren türkischen Partnern erwarten, dass 
sie Maß halten und die Verhältnismäßigkeit wahren.

(Stefan Liebich [DIE LINKE]: Tun sie aber 
nicht!)

– Warten Sie. – Und es ist auch überhaupt keine Frage, 
dass wir, wenn sich herausstellt, dass es sich hier um 200 
oder mehr Zivilisten handelt, das nicht einfach so unan-
gesprochen hinnehmen können. Das ist doch gar keine 
Frage. Aber es muss den Türken auch erlaubt sein, den 
Terror zu bekämpfen.

Sie werfen uns „Doppelbödigkeit“ vor, sagen, wir 
würden mit zweierlei Maß messen. Frau Dağdelen, ich 
hätte mir gewünscht, dass Sie mit Blick darauf, dass 
Assad mithilfe Putins Aleppo in Schutt und Asche legt 
und Tausende von Zivilisten sterben, in Ihrer Rede nur 
halbwegs dieselbe Empörung für das Vorgehen der Rus-
sen aufgebracht hätten wie für das Vorgehen der Türken. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Sevim Dağdelen 
[DIE LINKE]: Haben Sie das denn gemacht?)

Sie, Frau Keul, und Sie, Frau Dağdelen, haben den 
Eindruck erweckt, Deutschland bzw. die Bundeswehr 
könnte möglicherweise Daten zur Verfügung stellen, die 
beispielsweise den Türken dazu dienen, die Kurden zu 
bekämpfen. 

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Die Bundes-
regierung schließt es nicht aus!)

– Frau Dağdelen, vielleicht unterhalten Sie sich einmal 
mit Ihrem Kollegen Herrn Neu, und Sie, Frau Keul, mit 
Ihrer Kollegin Frau Brugger. Wir haben doch gesehen – 
nicht nur einmal, sondern schon mehrfach –, welche Da-
ten dort erhoben werden und wie sie kontrolliert werden. 
Sie werden fünffach kontrolliert, sodass eines definitiv 
ausgeschlossen ist: dass falsche Daten tatsächlich bei-
spielsweise an die Türken geliefert werden. Wir fliegen 
in dieser Region gar nicht und erheben diese Daten gar 

nicht. Insofern: Malen Sie nicht Dinge an die Wand, die 
so einfach nicht stimmen!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU  – 
Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Sind die sy-
rischen Kurden für Sie Terroristen, ja oder 
nein?)

Ein dritter Punkt ist die Frage der Stationierung deut-
scher Soldaten in der Türkei. Wir hatten die Diskussion, 
und ich war einer derjenigen, die gesagt haben: Wenn 
es dem Parlament nicht möglich ist, diesen Standort zu 
besuchen, dann müssen wir uns darüber Gedanken ma-
chen, ob eine Stationierung dort weiterhin möglich ist. 
Wir haben diesen Standort jetzt besuchen können. Alle 
Fraktionen waren beteiligt. Ich weiß nicht, ob das gesam-
te Reisekarussell Bundestag, jeder einzelne Abgeordnete 
noch hinfahren soll. Auch hier bitte Maß und Mitte.

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Jeder einzel-
ne muss abstimmen!)

Natürlich muss es auch weiterhin möglich sein, dass 
unsere Kolleginnen und Kollegen dorthin fahren. Wir ha-
ben, als wir zusammen mit dem Delegationsleiter Karl 
Lamers in der Türkei waren, ganz klar und deutlich ge-
sagt: Wir erwarten, dass das jetzt die Regel ist und keine 
Ausnahme.

(Sevim Dağdelen [DIE LINKE]: Wir werden 
sehen!)

Ich kann nur sagen: Wir haben den Eindruck mitgenom-
men, dass es die türkische Seite genauso sieht.

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einmal 
den Blick auf die Mission Inherent Resolve lenken. Die 
Luftschläge der Anti-IS-Koalition haben deutlich dazu 
beigetragen, den IS massiv zurückzudrängen. Hierfür 
danke ich den deutschen Soldatinnen und Soldaten, die 
in Incirlik auf der Fregatte „Augsburg“ und in den Stäben 
der Mission ihren Beitrag dazu leisten. 

Wir dürfen der Terrormiliz nicht tatenlos gegenüber-
stehen, davon bin ich, nicht zuletzt mit Blick auf ein 
UN-Papier dieses Jahres, überzeugt. Darin benennen die 
Vereinten Nationen die zahllosen brutalen Menschen-
rechtsverletzungen und Kriegsverbrechen, die der soge-
nannte „Islamische Staat“ beispielsweise gegen die Jesi-
den verübte. Der Bericht verurteilt die Taten für das, was 
sie sind: ein immer noch andauernder Genozid mit dem 
Ziel, die Identität einer Minderheit auszulöschen. Dane-
ben sind auch die Anschläge in Paris, Brüssel, Nizza oder 
Ansbach traurige Beispiele dieser menschenverachten-
den Ideologie. Allein durch seine Existenz entwickelt 
das Kalifat eine gefährliche Strahlkraft, die ausländische 
Kämpfer, Dschihadistentourismus und Einzeltäter an-
zieht und die Terrorgefahr in Europa erhöht.

Der physischen Zerschlagung des Schreckensstaates 
kommt daher eine immense Bedeutung zu. „Sie kamen, 
um zu zerstören“, so lautet der Titel des UN-Berichts. 
Noch ist das Morden des IS nicht vorbei, daher müssen 
wir die Terrormiliz auch weiterhin militärisch bekämp-
fen. Deswegen bitte ich, diesen Einsatz entsprechend zu 
verlängern.

Wolfgang Gehrcke
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Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Damit schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 18/9960 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. – Widerspruch erhebt 
sich nicht, dann gehe ich davon aus, dass Sie alle einver-
standen sind und die Überweisung so beschlossen ist.

Wir kommen jetzt zu den Tagesordnungspunkten 9 a 
und 9 b sowie dem Zusatzpunkt 6:

9.   a)	 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Harald Ebner, Nicole Maisch, Friedrich 
Ostendorff, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Gentechnikfreiheit Deutschlands sichern

Drucksache 18/10028

Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie	  
Ausschuss für Gesundheit	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit				     
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung

b)	 Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines  … Gesetzes zur 
Änderung des Gentechnikgesetzes

Drucksache 18/6664

Überweisungsvorschlag:	  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f)	  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz	  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie	  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit				     
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung

ZP 6	 Beratung des Antrags der Abgeordneten Harald 
Ebner, Nicole Maisch, Friedrich Ostendorff, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

zu den Entwürfen für eine Durchfüh-
rungsverordnung und zwei Durchfüh-
rungsbeschlüsse der Europäischen Kom-
mission über das Inverkehrbringen von 
Saatgut zum Anbau der gentechnisch verän-
derten Maislinien MON  810, 1507 und Bt11  
(Dokumente SANTE/10702/2016 CIS 
Rev.  3, SANTE/10704/2016 CIS Rev.  3,  
SANTE/10703/2016 CIS Rev. 3)

hier:	Stellungnahme gegenüber der Bundes-
regierung gemäß Artikel 23 Absatz 3 des 
Grundgesetzes

Keine Zulassung der gentechnisch veränder-
ten Maislinien MON 810, 1507 und Bt11 für 
den Anbau in der EU

Drucksache 18/10029 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
diese Aussprache ebenfalls 38  Minuten vorgesehen.  – 
Widerspruch erhebt sich nicht. Dann ist das so beschlos-
sen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Harald Ebner für Bündnis 90/Die Grü-
nen das Wort.

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister Schmidt, „ja was 
denn nun?“, haben Sie uns Grüne kürzlich mal wieder 
nach Tipps gefragt, was Sie denn jetzt endlich mal mit Ih-
rem Amt anfangen sollen. Nett, dass Sie fragen! Ich hätte 
da etwas: die Änderung des Gentechnikgesetzes.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schließlich versprechen Sie das schon seit Jahren und 
kommen damit kein Stück voran, genau wie auf den an-
deren Baustellen. 

Schon in zwei Wochen stimmen die EU-Staaten wie-
der einmal über die Zulassungen für den Anbau von Gen-
mais ab, genau wie vor fast drei Jahren, als das ganze 
Genmaisdebakel begann. Sie haben auf meine Nachfrage 
jetzt doch tatsächlich geantwortet, Sie wissen noch gar 
nicht, wie Sie dieses Mal abstimmen werden. Ganz ein-
fach: Wenn Sie den Genmais auf unseren Äckern wirk-
lich verhindern wollen, machen Sie es wie das Europäi-
sche Parlament, und stimmen Sie in Brüssel endlich mit 
Nein. Nur das hilft wirklich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Das fordern wir auch in unserem Antrag, dem Sie 
zustimmen können müssten. Denn wir wollen in Euro-
pa keinen Flickenteppich aus Ländern mit und Ländern 
ohne Gentechnikanbau. Wir alle wissen: Pollen und 
Bienen, aber auch Saat- und Erntegut machen nicht an 
Staatsgrenzen halt. Wenn Sie nicht mit Nein stimmen, 
hängt unsere Gentechnikfreiheit allein von der Gnade 
der Konzerne ab, die ganz generös auf den Anbau in 
Deutschland verzichten können, falls ihnen danach zu-
mute ist und wenn wir sie darum bitten. Wer die Zulas-
sung nicht ablehnt, der ermöglicht sie und spielt mit beim 
Plan der Agrarkonzerne, die so mit ein paar gönnerhaften 
Anbauausnahmen ihre lange gewünschten Zulassungen 
für Gentechnikpflanzen erreichen wollen.

Vor zwei Jahren haben Sie hier hoch und heilig ver-
sprochen, dass es mit der Großen Koalition künftig keine 
Anbauzulassungen mehr geben würde. Heute trauen Sie 
sich noch nicht einmal, darüber abzustimmen. Haben Sie 
Angst, dass man merkt, dass Sie nicht Wort halten? Da-
mals haben Sie die Aussage, dass wir den Verzicht auf 
Gentechnikanbau nur von Gnaden der Konzerne bekom-
men würden, weit von sich gewiesen. Wer bei Anbauver-
boten Koch ist und wer Kellner – Herr Minister Schmidt, 

Florian Hahn


